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Bericht aus der Landessynode

Landeskirche
setzt auf mehr
Klimaschutz 

Die Landeskirche will den Klimaschutz

in ihren Kirchengemeinden und Einrich-

tungen voranbringen. Die Landessy-

node beriet über die Umsetzung eines

umfassenden Konzeptes mit dem Ziel,

die CO2-Emissionen deutlich zu redu-

zieren und so langfristig auch wirt-

schaftlicher zu arbeiten. Bis zum Jahr

2030 sollen unter anderem die Emis-

sionen aus Gebäuden um 30 Prozent

sinken.

„Der Gebäudebereich ist der größte

Verursacher von Treibhausgasen“,

sagte Umweltreferent Reinhard Benhö-

fer. Deshalb könnten hier die meisten

Emissionen, aber auch die meisten

Kosten für Energie eingespart werden.

Die Landeskirche  verfügt über rund

8.000 Gebäude. Etwa 1.600 davon

sind Kirchen oder Kapellen, hinzu kom-

men Gemeindehäuser oder Pfarrhäu-

ser. Um Energie zu sparen und

CO2-Emissionen zu vermeiden, soll ihr

Bedarf an Strom und Wärme nach und

nach reduziert werden. Zudem sollen

die Gebäude nach Möglichkeit ab

2016 auf erneuerbare Energien umge-

stellt werden.

Geplant ist auch ein Kilometergeld für

Dienstfahrten mit dem Fahrrad. Damit

wolle die Kirche für ihre mehr als

25.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter Anreize schaffen, verstärkt das Rad

zu nutzen, erläuterte Benhöfer. Das

Landeskirchenamt prüft, bis zu tau-

send CO2-arme Dienstfahrzeuge an-

zuschaffen. Dieses Vorhaben sei

allerdings aufwendig, sagte Benhöfer.

Es seien zahlreiche technische und

steuerliche Details zu bedenken:

„Wenn es uns gelänge, 150 Fahrzeuge

anzuschaffen, würde ich das schon als

Riesenerfolg bezeichnen.“

Bis 2030 sollen die durch Fahrten ver-

ursachten CO2-Emissionen um 50 Pro-

zent sinken – die Landeskirche schließt

sich hier den Klimaschutzzielen der

Bundesregierung an. Für Emissionen,

die sich nicht vermeiden lassen, zahlt

die Kirche in einen Klimafonds ein, aus

Katharina Sift und Gerhard Tödter bei einem Besuch der 

Landessynode im Haus kirchlicher Dienste.
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dem Umweltprojekte in armen Ländern

finanziert werden. Auch beim Einkauf

will die Landeskirche künftig verstärkt

auf den Klimaschutz achten. Das gelte

Benhöfer zufolge zum Beispiel für den

Papierverbrauch oder den Fleischver-

zehr in Kirchengemeinden und Einrich-

tungen. Außerdem soll der Ausstoß

von Treibhausgasen auf Landflächen

verringert werden, die der Kirche gehö-

ren. Dazu will die Landeskirche Bestim-

mungen zum Klimaschutz in alle neu

abgeschlossenen Pachtverträge auf-

nehmen. Das Landeskirchenamt be-

schloss Umweltleitlinien, nach denen

die Kirche die Lebensgrundlagen künf-

tiger Generationen achten und verant-

wortlich mit Tieren und Pflanzen um-

gehen will. 

Der Bericht zeige, wie der Umwelt-

schutz in der Kirche ganz praktisch ge-

lebt werden könne, sagte Bettina

Siegmund in der Aussprache. Aller-

dings werde man auch damit leben

müssen, dass einige Entscheidungen

der Landessynode dem entgegenstün-

den: „Die Zusammenlegung von Zu-

ständigkeitsbereichen und die damit

verbundenen Fahrten etwa sorgen für

mehr Individualverkehr.“ Wichtig sei es,

alle Haupt- und Ehrenamtlichen bei

den Entscheidungen mitzunehmen.

„Nur dann kann Klimaschutz gelingen.“

Ihr Antrag, den Bericht an den Umwelt-

und Bauausschuss zur Beratung zu

überweisen, wurde angenommen.

Der Jugenddelegierte Claas Golden-

stein betonte, der Klimabericht und die

angestrebte CO2-Kompensation zeug-

ten von „hoher Motivation und Sach-

verstand“. Es sei ein großer Schritt

nach vorn, dass Kirche sich hier posi-

tioniere, denn „Nachhaltigkeit ist Ge-

rechtigkeit auf Zeit“. Allerdings lasse

sich Klimaschutz nicht allein am CO2-

Ausstoß festmachen. „Dafür ist ein Pa-

radigmenwechsel in der Gesellschaft

notwendig.“ Es reiche nicht, dass die

Kirche „in ihrem eigenen Hinterhof auf-

räumt, sie muss als Kirche weltweit

Weichen stellen.“ Auch für Karl-Otto

Scholz ist der Klimaschutzbericht ein

wichtiges Signal, denn „Umweltschutz

ist auch Generationengerechtigkeit“.

Dem Lob für den Bericht konnte sich

Christine Lührs keineswegs anschlie-

ßen. Für die Menschen, die in und von

der Landwirtschaft lebten, sei dieser

Bericht mit seinen Zielen „völlig reali-

tätsfern“, stellte sie fest. „Die Gemein-

demitglieder werden sagen: Die

spinnen da oben!“ Viele Menschen hät-

ten sich mit ihrer Lebensweise von der

Landwirtschaft entfernt, wüssten viel

zu wenig darüber und schätzten die

Arbeit der Landwirte deshalb zu wenig

wert. „Da müssen wir anfangen, nicht

ganz unten bei der Verpachtung“, so

Lührs. Der Austausch zwischen Land-

wirtschaft und Kirche komme ihr im

Moment viel zu kurz. 

Auf diese Konflikte ging Benhöfer in

seinem Schlusswort noch einmal ein.

„Wenn wir Klimaschutz ernst meinen,

dann tut das weh“, betonte er. „Das

wird nicht konfliktfrei abgehen.“ Die 

Beteiligten müssten auf allen Ebenen

miteinander ringen, ohne ihre Verant-

wortung zu vernachlässigen.

Reinhard Benhöfer stellte das Klimaschutzprogramm vor.

Übte harsche Kritik am Klimaschutzkonzept: Christine Lührs
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Surborg: Landeskirche finanziell gut aufgestellt

Das gab der Vorsitzende des Landes-

synodalausschusses (LSA), Jörn Sur-

borg, zum Auftakt der Frühjahrstagung

der Landessynode bekannt. Das Haus-

haltsvolumen lag bei insgesamt rund

718 Millionen Euro. Die Landeskirche

erzielte einen Überschuss von 16,7 Mil-

lionen Euro, der in eine Versorgungs-

rücklage floss.

„Insgesamt ist unsere Landeskirche gut

für die Zukunft aufgestellt“, bilanzierte

Surborg. Zugleich warnte er vor zu viel

Optimismus: „Die Zeichen für finanziell

schlechtere Zeiten sind bereits sicht-

bar.“ Nach 2021 werde die Kirche vo-

raussichtlich wieder Defizite einfahren.

Im Langzeittrend der Kirchensteuern

seit 1970 ergebe sich ein Realverlust

von 20 Prozent. 

Der Gebäudestand der Landeskirche

sei groß – sie muss insgesamt rund

8.000 Gebäude unterhalten. Die Per-

sonalkosten lägen bei insgesamt 690

Millionen Euro pro Jahr, denen nur 420

Millionen an Kirchensteuern gegen-

überstünden. Die Lücke von 270 Millio-

nen Euro füllt die Landeskirche übli-

cherweise durch Drittmittel wie bei den

Erzieherinnen und durch Eigenmittel

wie Zinsen. Die derzeitige Niedrigzins-

phase mache es aber zunehmend

schwieriger, gute Zinserträge zu erzie-

len, sagte Surborg. 

Die Landeskirche beschäftigt rund

1.800 Pastorinnen und Pastoren, dazu

rund 23.000 weitere Mitarbeiter wie

Musiker, Küster, Sekretärinnen oder

Kindergärtnerinnen. Mit einem Einmal-

betrag von 208,2 Millionen Euro si-

cherte sie im vergangenen Jahr die

Altersversorgung ihrer Pastoren und

Kirchenbeamten. 

Surborg äußerte sich auch zu dem Vor-

schlag, die Besoldung der Superinten-

denten zu erhöhen. Gegen das Votum

des Finanzausschusses empfahl der

LSA, die Besoldung nach A 15 mit

einer ruhegehaltfähigen Zulage von 75

Prozent des Unterschiedsbetrages zur

Besoldungsgruppe A 16 ab Januar

2017 anzuheben. Dafür sprechen laut

Surborg vor allem die gestiegenen An-

forderungen an das heutige Superin-

tendentenamt. Zudem gelte es, dieses

Amt „für die besten Pastoren, die wir

haben“, attraktiv zu machen.

In der Aussprache entzündete sich an

diesem Punkt Widerspruch. Jens Ran-

nenberg gab zu bedenken, der Finanz-

ausschuss und der LSA sollten prüfen,

wie sich eine Erhöhung langfristig auf

die Pensionsleistungen auswirke.

„Davon kommen wir nicht mehr runter.“

Dem schloss sich Antje Roggenkamp

an. Die Erhöhung werde einen sechs-

stelligen Betrag kosten. „Das ist an der

Basis nicht vermittelbar.“ Die Landes-

synode entschied, dies zu einem spä-

teren Zeitpunkt weiter zu diskutieren.

In der Diskussion um die Pfarrdienst-

wohnungen warf Jürgen Haake die

Frage auf, wie die Finanzierung der Bü-

roausstattung der Amtszimmer aus

kirchlichen Mitteln zu erfolgen habe.

Kerstin Dede erkundigte sich nach den

Dienstzimmern für Diakone. Hinter-

grund ist, dass die Ausstattung von

Amtszimmern künftig von den Kirchen-

gemeinden finanziert werden muss.

Rainer Mainusch sagte dazu, es müsse

überlegt werden, ob die Zuweisungen

an die Kirchenkreise dafür erhöht wer-

den müssten. Die amtlichen Räume für

Diakone müssten öffentlichkeitswirk-

sam sein und dürften nicht in Verbin-

dung mit privaten Räumen stehen.

Im Blick auf die Beratung und Beglei-

tung von Flüchtlingen stellte Karin Köh-

ler den Antrag zu prüfen, ob und in

welchem Umfang weitere Hilfen über

die bereits freigegebenen 600.000

Euro für 2015 und 2016 hinaus zur Ver-

fügung gestellt werden können.

Nach langer Durststrecke ist die Landeskirche finanziell wieder weitgehend stabil. 
Im vergangenen Jahr nahm sie 26 Millionen Euro mehr an Kirchensteuern ein als 2013.

Ortrud Wendt und Karsten Sierk bei der Abstimmung
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Kommunikation ist das Kerngeschäft der Kirche

Landesbischof Ralf Meister will sich im

Laufe des Jahres mit einem persönlich

adressierten Brief an alle rund 2,7 Mil-

lionen Kirchenmitglieder zwischen

Hann. Münden und Cuxhaven wenden.

Für diese Aktion seien 1,5 Millionen

Euro veranschlagt, sagte Pressespre-

cher Johannes Neukirch vor der Lan-

dessynode. Der größte Teil dieser

Summe falle für das Porto an. „Auch in

Zeiten digitaler Kommunikation und so-

zialer Netzwerke ist die Kommunikation

per Brief die allererste Wahl wertschät-

zenden Kontaktes“, unterstrich Neu-

kirch.

Der Landesbischof sagte, ihm liege viel

daran, in einen direkten Kontakt mit

den Mitgliedern zu kommen. Er hoffe,

mit einem persönlichen Brief auch

kirchlich eher distanzierte Menschen zu

erreichen. Ob es bei einem Brief bleibe

oder weitere folgen sollten, sei bisher

noch nicht entschieden.

Hintergrund der Überlegungen sind

Neukirch zufolge unter anderem die

Daten einer Mitgliedsschaftsstudie, der

zufolge immer mehr Kirchenmitglieder

nur noch wenig Kirchenbindung hätten

und kaum noch etwas von ihrer Kirche

erwarteten. Besonders die unter 50-

Jährigen dächten häufig kritisch darü-

ber nach, ob sie überhaupt noch in der

Kirche bleiben wollten.

Bisher seien noch viele praktische Fra-

gen einer solchen Aktion wie Zeitpunkt,

Inhalt und Frequenz eines Briefes an

die Mitglieder offen, sagte Neukirch.

„Es gibt erste Vorstellungen und Ideen,

die weiter diskutiert und entwickelt

werden müssen.“ Dabei sei klar, dass

diese Form der Kommunikation kein

Allheilmittel sei und es auch keine Prog-

nosen zur ihrer Wirksamkeit gebe. 

Der geistliche Vizepräsident des Lan-

deskirchenamtes, Arend de Vries,

stellte in einem Zwischenbericht die

Eckdaten eines neuen Kommunikati-

onskonzeptes für die Landeskirche vor.

„Für die Kirche ist Kommunikation –

auch wenn die biblischen Texte diesen

Begriff noch nicht kennen – das Kern-

geschäft.“ Es gehe darum, „das, was

gut ist, noch deutlich zu verbessern“

und den neuen Entwicklungen in der

Medienwelt anzupassen.  

Mit der Ausarbeitung eines Konzeptes

sei das hannoversche Beratungsinstitut

„aserto“ beauftragt worden, das von

einer landeskirchlichen Steuerungs-

gruppe unterstützt werde. „Auf der

Basis von Bestehendem wird ange-

setzt, um vorhandene Strukturen und

Prozesse zu optimieren“, betonte der

Vizepräsident. Die Landessynode er-

halte zur Tagung im November 2015

den Abschlussbericht.

In der anschließenden Aussprache gab

es vor allem zu dem geplanten Bi-

schofsbrief sowohl kritische als aber

auch viele positive Stimme. Sowohl die

Kosten für die Aktion als auch die Er-

folgsaussichten wurden hinterfragt. Da-

gegen appellierte Ralf Bade an das

Kirchenparlament: „Als Protestanten

sollten wir nicht so mutlos sein, probie-

ren wir es einmal aus.“ 

Der Jugenddelegierte Claas Golden-

stein war regelrecht begeistert: „Jetzt

können wir mal auf den Putz hauen

und den Leuten sagen, was Kirche

alles macht.“ Schließlich sei die Kirche

ein „Top-Level-Player“ mit über 2000-

jähriger Tradition.

Johannes Neukirch stellte das Kommunikationskonzept vor.

Die Landeskirche sucht neue Wege, um nach innen und außen noch besser zu kommunizieren. Zurzeit
wird deshalb an einem Kommunikationskonzept gearbeitet. Außerdem will der Landesbischof einen 
besonderen Brief an alle Kirchenmitglieder schreiben.
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Das alleinige Ziel des kirchlichen Ge-

bäudemanagements darf nicht die Re-

duzierung des Bestandes sein. Dies

wäre zu kurz gegriffen, machte Ober-

landeskirchenrat Adalbert Schmidt in

seinem Bericht zum Gebäudemanage-

ment in den Kirchenkreisen deutlich.

„Vielmehr gilt es, einen bedarfsgerech-

ten Gebäudebestand aufzubauen und

zu erhalten.“ Angesichts stetig sinken-

der Mitgliederzahlen sei eine Straffung

zwangsläufig. Langfristig gehe es

darum, einen bedarfsgerechten, funk-

tionalen, wirtschaftlichen und zeitge-

mäßen Gebäudebestand zu erreichen.

„Gebäudemanagement muss aber

auch dafür sorgen, dass unser kulturel-

les und theologisches in Stein gegos-

senes Erbe erhalten bleibt“, machte er

die Brisanz des Themas deutlich.  

Der Gebäudebedarfsplan soll für jeden

Kirchenkreis den langfristigen Bedarf

an Immobilien für die kirchliche Arbeit

aufzeigen. In den vergangenen acht

Jahren sei der Gebäudebestand  kon-

tinuierlich um 20 bis 30 Bauten pro

Jahr zurückgegangen, so Schmidt.

Derzeit verfügt die Landeskirche noch

über 7.940 Immobilien. Die Kirchen-

kreise sind verpflichtet, einen Bedarfs-

plan zu erarbeiten. Hier sei man auf

einem guten Weg, dennoch sei das

Thema keinesfalls abgeschlossen. 

Der Antrag von Bettina Siegmund, das

Aktenstück an den Umwelt- und Bau-

ausschuss zur Beratung zu überwei-

sen, wurde angenommen. „Wir stellen

fest, dass immer mehr  Räume wegfal-

len, die wir für die Jugendarbeit drin-

gend brauchen“, machte Ruben

Grüssing deutlich. Er bat darum, die

Bedürfnisse der Jugendarbeit im Ge-

bäudemanagement stärker zu berück-

sichtigen.   

Neue Trägerschaft für Kitas 

Die Trägerschaft für viele Kindertagesstätten ist oft von einzelnen
Kirchengemeinden auf übergemeindliche Trägerverbände verlagert
worden. Diese sind künftig jeweils für mehrere Kitas zuständig.

Mit der Neuordnung der Trägerstruktu-

ren im Bereich der Kindertagesstätten

sei man „ganz erheblich weitergekom-

men“, bilanzierte  Christoph Künkel,

Vorstandssprecher des Diakonischen

Werkes evangelischer Kirchen in Nie-

dersachsen e.V. Die Zahl der überge-

meindlichen Träger von Kindertages-

stätten in der Landeskirche ist von

2010 bis 2014 stark angestiegen:

Nachdem sich im Jahr 2010 in elf Kir-

chenkreisen übergemeindliche Träger-

strukturen für Kitas gebildet hatten,

waren es 2014 bereits 40 von insge-

samt 49 Kirchenkreisen. „Der Prozess

ist noch nicht abgeschlossen“, betonte

Künkel. Mitte 2016 erwarte er konkrete

Ergebnisse, die dann den Kirchenkrei-

sen zur Verfügung gestellt werden sol-

len. Jens Rannenberg beantragte,

dass der Landessynode bis 2016 über

die weitere Entwicklung berichtet wer-

den solle. Dieser Antrag wurde ange-

nommen.

Wichtige Ziele seien eine landeskir-

chenweit erkennbare Qualität der Ta-

gesstätten, ein differenziertes Fort- und

Weiterbildungsangebot und die Inte-

gration der Kitas in die örtliche Kirchen-

gemeinde, erklärte Künkel. Ein Antrag

von Hanna Löhmannsröben, das Lan-

deskirchenamt möge eine Aufstellung

aller Aus- und Fortbildungsangebote

erstellen, wurde in diesem Zusammen-

hang abgelehnt.

Die Kirchenkreise müssten in die religi-

onspädagogische Arbeit eingreifen

können, betonte Jörg Zimmermann.

„Dieser Mittelbau fehlt im Bericht völ-

lig“, kritisierte er und verwies auf den

Fachkräftemangel im Bereich der Kin-

dertagesstätten. Dieser führe dazu,

dass die Einrichtungen zunehmend auf

Fachkräfte ohne kirchlichen Hinter-

grund zurückgriffen. „Da müssen wir

vor Ort auf Kirchenkreisebene reagie-

ren. Dafür brauchen wir finanzielle Mit-

tel“, forderte er.  

Bilanz zur neuen Kita-Trägerschaft zog Christoph Künkel.

Bedarfsgerechter

Gebäudebestand
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Landesbischof Ralf Meister öffnet Woh      

Von Judentum bis zum Islam, von der Demokratie bis zur Flüchtlingsfrage: Der Landesb             
70. Jahrestag des Kriegsendes eine zentrale Rolle. Zum Anfang gab es ein Kapit            

Landesbischof Ralf Meister öffnet seine

Bischofskanzlei für Flüchtlinge. In we-

nigen Wochen ziehen voraussichtlich

mehrere Flüchtlinge in die Kanzlei ein.

Das gab Meister vor der Landessynode

zum Abschluss seines turnusgemäßen

Berichtes bekannt. Die Landeskirche

habe eine 40 Quadratmeter große Ein-

liegerwohnung in dem Haus zu diesem

Zweck an die Stadt vermietet. Der Lan-

desbischof, der mit seiner Familie

ebenfalls in der Kanzlei lebt, wird damit

direkter Nachbar der Flüchtlinge.

Meister rief zugleich dazu auf, den Län-

dern zu helfen, aus denen Menschen

fliehen müssen. „Kein Mensch ist frei-

willig auf der Flucht.“ Zum ersten Mal

seit dem Zweiten Weltkrieg gebe es

weltweit mehr als 50 Millionen Flücht-

linge. Gemessen daran sei die bishe-

rige Aufnahme von Flüchtlingen in

Deutschland eine „Marginalie“. Nötig

sei mehr gesellschaftliche Akzeptanz

für die Aufnahme von Migranten: „Trotz

aller Fantasie und Globalität leben und

denken wir letztlich provinziell“, sagte

Meister.

Zum 70. Jahrestag des Kriegsendes

erinnerte Meister an die bleibende Ver-

antwortung der Deutschen. „Dieser Tag

bleibt als Tag der Befreiung innerhalb

unseres Landes tief eingeschrieben.“

Am 8. Mai 1945 sei der brutale Terror

der Nazi-Herrschaft zu Ende gegan-

gen. Die Deutschen könnten dieser

Geschichte nicht entrinnen. „Die Ant-

worten auf die zwölf Jahre nationalso-

zialistischer Herrschaft prägen unser

Nachdenken, unsere Kultur, unser

Recht, unsere Politik.“ Die Kirche sei

herausgefordert, jeder Form des Natio-

nalismus gegenüber sensibel zu sein.

Der Landesbischof äußerte sich zudem

besorgt über die verbreitete Islamfeind-

lichkeit in der Gesellschaft. „Wenn ich

den Begriff islamische Glaubensge-

schwister benutze, empfange ich 50

Hassmails“, sagte er. Die große Zahl

friedliebender Muslime werde durch die

Gewalttaten weniger Extremisten in ein

schlechtes Licht gerückt. „Sie werden

in eine Art sozialer Gefangenschaft ge-

trieben von Menschen, die den Islam

für Terror und Gewalt missbrauchen.“

Die Kirchen müssten ihre Zusammen-

arbeit mit den Muslimen vertiefen, for-

derte der Landesbischof. So könne es

mehr „multireligiöse Feiern“ mit Musli-

men geben, etwa in Schulen. „Der

Islam wird auf evangelischer Seite als

eine eigenständige Weltreligion ange-

sehen, die Respekt verdient und mit

der das Gespräch geführt werden

muss“, unterstrich Meister. Allerdings

könne dabei die „missionarische Kraft“

des christlichen Glaubens nicht ver-

neint werden. Der Landesbischof be-

grüßte Bestrebungen islamischer

Theologen, eine westliche Form des

Islam zu entwickeln.

Zu Beginn seines Berichtes warnte

Meister davor, den Stellenwert des

Alten Testamentes im Christentum he-

rabzusetzen. In der Geschichte der Kir-

che seien die Versuche, das Alte

Testament von der Bibel abzutrennen,

oftmals mit einer theologischen und so-

zialen Ausgrenzung des Judentums

einhergegangen.

Meister bezog sich damit auf umstrit-

tene Äußerungen des Berliner Theolo-

gie-Professors Notger Slenczka, der

die Zugehörigkeit des Alten Testaments

zu den Heiligen Schriften der Christen

in Zweifel gezogen hatte. Slenczka ar-

gumentierte, die hebräische Bibel spre-

che in erster Linie zum Judentum, von

Auf das Verhältnis zum Islam ging Landesbischof Ralf Meister ein.
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    hnung in seiner Kanzlei für Flüchtlinge

            bischof spannte im Bischofsbericht wieder einen weiten Bogen. Dabei spielte auch der 
            tel Theologie, und für den Schluss hatte er sich eine Überraschung aufgehoben.

dem sich das Christentum getrennt

habe. Es handele sich um die identi-

tätsstiftende Urkunde einer anderen

Religion. Eine christliche Deutung des

Alten Testamentes enteigne das Ju-

dentum und fördere Antijudaismus.

Slenczka ist stellvertretender Vorsitzen-

der des Theologischen Ausschusses

der Vereinigten Evangelisch-Lutheri-

schen Kirche Deutschlands (VELKD).

Seine Thesen stießen unter Fachkolle-

gen, beim Koordinierungsrat der Ge-

sellschaften für christlich-jüdische

Zusammenarbeit und bei mehreren Bi-

schöfen auf massive Kritik.

Auch Meister ging in der Sache auf Dis-

tanz zu Slenczka. „Die Interpretation

des Neuen Testaments ist nicht mög-

lich ohne den Bezug auf das Alte Tes-

tament“, unterstrich er. Die christliche

und die jüdische Lesart der hebräi-

schen Bibel stünden in Spannung zu-

einander, dies müssten aber beide

Seiten aushalten. 

Die Spannung sei jedoch kein Grund,

das Alte Testament aus der Reihe der

Heiligen Schriften herauszunehmen.

„Das Neue Testament führt nicht aus

dem Alten heraus“, sagte Meister. Es

führe vielmehr Menschen aus den

nichtjüdischen Völkern in das Alte Tes-

tament hinein. 

Die Aussprache drehte sich zum gro-

ßen Teil um Meisters Aussagen zum

Islam. Es gebe zwar mittlerweile einen

wissenschaftlichen Dialog, sagte Rolf

Bade, doch es wäre wichtig, diesen

Dialog auch gesellschaftlich zu führen.

„Im Moment wird nicht theologisch,

sondern politisch diskutiert“, machte er

deutlich und verwies unter anderem auf

die Debatte um das Tragen des Kopf-

tuchs in Schulen. Er befürchte, dass

die Regelung an den Schulen völlig un-

terschiedlich gehandhabt werde. „Das

sollten nicht Elternräte und Schulvor-

stände entscheiden, da wäre ein ana-

loges Verhalten wünschenswert“,

betonte er. „Meine Hoffnung ist, dass

sich hier die Stärke unserer Gesell-

schaft zeigt – dass eine Muslima ein

Kopftuch tragen darf, dass sie es aber

auch genauso gut lassen darf.“ 

Florian Wilk plädierte dafür, die Kräfte

zu stärken, die sich auch von muslimi-

scher Seite für die Integration einset-

zen. „Wenn man das berücksichtigt,

ergibt sich ein sehr differenziertes Bild

von Muslimen.“ 

Auch Landesbischof Meister machte

noch einmal deutlich, um welche Zah-

len es geht: „25 bis 28 Prozent der

muslimischen Frauen tragen ein Kopf-

tuch – auch wenn es uns oft anders er-

scheint. Das bedeutet im Umkehr-

schluss, dass zwei Drittel bis drei Viertel

der Muslimas kein Kopftuch tragen.“ 

Zu der von mehreren Synodenmitglie-

dern geäußerten Befürchtung, die

christliche Kultur könne in den Schulen

künftig weniger Gewicht haben, sagte

er: „Wir gehen davon aus, dass das

Schulgesetz unverändert bleibt – und

darin wird der Bezug zur christlichen

Kultur ganz klar hergestellt.“ Es gebe,

so Meister, inzwischen ein innerislami-

sches Ringen. „Die Fragen entstehen in

westlichen Ländern, in einem Kontext,

in dem man so frei reden und denken

kann wie bei uns“, erklärte er.

Einen ganz anderen Blick warf Claas

Goldenstein auf die Frage, wie groß die

Gefahr sei, die von Islamisten ausgehe.

Angesichts der Vielzahl an Straftaten

mit rechtsradikalem Hintergrund stelle

sich die Frage: „Wer ist hier eigentlich

eine Gefahr für die Gesellschaft?“ Ob-

wohl Verängstigung und Unwissenheit

nicht als Entschuldigung für diese Taten

gälten, so liege doch genau dort ihr Ur-

sprung. „Dem müssen wir als Christen

entschieden begegnen“, sagte Golden-

stein zu den Ausführungen des Lan-

desbischofs unter dem Titel

„Irritationen in der Demokratie“. 

„Auch in unserer Kirche ist Demokratie

kein Selbstläufer“, mahnte der Lüne-

burger Landessuperintendent Dieter

Rathing. „Es kann innerkirchlich irritie-

ren, wenn wir uns die Beteiligung an

Kirchenvorstandswahlen anschauen

oder wenn die Beteiligungskultur in Kir-

chenkreisen an ihre Grenzen stößt, weil

die Ansprüche zu hoch sind.“ Es bleibe

die Aufgabe, die vielen Glieder in der

Kirche organisationsfähig zu halten.

„Dabei muss die Wahrheit in unseren

eigenen Glaubensverständnissen offen

gehalten und es muss im Diskurs wei-

terhin nach ihr gesucht werden.“

Playmobil-Luther 
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Der Vorstandssprecher des Diakoni-

schen Werkes evangelischer Kirchen in

Niedersachsen warnte aber auch vor

einer Überforderung ehrenamtlicher

Helfer bei der Betreuung von Flüchtlin-

gen: „Wir dürfen den Staat nicht aus

seiner primären Verantwortung entlas-

sen.“ Die Helfer sollten „ergänzend,

aber nicht ersetzend tätig sein“. 

Damit das Engagement bestehen

bleibe, müsse die Freiwilligenarbeit bei-

spielsweise durch Seelsorger begleitet

werden. Viele Helfer starteten mit gro-

ßem Engagement, sagte Künkel: „Die

Frustrationsrate angesichts der vielfäl-

tigen Probleme, die die Flüchtlinge mit-

bringen, steigt dann wahnsinnig

schnell.“ Die Flüchtlingsarbeit werde

aber zusammenbrechen, wenn nicht

neue Freiwillige gewonnen werden

könnten. Es sei damit zu rechnen, dass

das Engagement der Ehrenamtlichen

noch mindestens fünf bis zehn Jahre

gebraucht werde.

Christian Castel betonte in der Aus-

sprache, dass die Ehrenamtlichen erst

im Laufe der Zeit merkten, wieviel Ar-

beit in der Flüchtlingshilfe stecke. Die

Frage sei, wie die Menschen unter-

stützt werden könnten, die die Flücht-

linge nicht im Stich lassen wollten.

Ottomar Fricke fragte ergänzend: „Wie

können Ehrenamtliche betreut werden,

wenn sich ein Flüchtling das Leben

nimmt?“ 

Künkel betonte, dass Coachings aus

Diakoniekollekten finanziert werden

könnten. Auch das Diakonische Werk

stelle für die Einzelfallhilfe Mittel zur 

Verfügung.  

Künkel dankte der Landessynode,

dass sie pro Haushaltsjahr 300.000

Euro für die Flüchtlingsarbeit zur Verfü-

gung stelle. Zudem lobte der Diakonie-

Chef das kirchliche Engagement vor

Ort. In einem Kirchenkreis seien neun

von 18 Kirchengemeinden aktiv. Sie

zeichneten sich durch vielfältiges Enga-

gement wie Schularbeitenhilfe, Sprach-

kurse oder Fahrradwerkstätten aus.

Dabei gehe es nicht in erster Linie um

Finanzen. „Es geht darum, den Men-

schen, die zu uns kommen, auch

menschlich zu begegnen.“ 

Angesichts der steigenden Zahlen von

Asylsuchenden mahnte Künkel zudem

einen verantwortungsvollen Umgang

mit dem Kirchenasyl an. „Kirchenasyl

ist die ultima ratio, die rechtswidrig

bleibt.“ Die Gesetzgebung dürfe durch

eine mögliche Ausreizung dieser Fälle

nicht herausgefordert werden. Beim

Kirchenasyl nehmen Kirchengemein-

den abgelehnte Asylbewerber auf,

denen nach ihrer Einschätzung im Falle

einer Abschiebung Gefahr an Leib und

Leben droht. 

Die Kirchen sollten sich auf die breite

Arbeit mit Flüchtlingen konzentrieren

und das Thema Kirchenasyl weiterhin

im Stillen behandeln, forderte Künkel.

Der Statistik zufolge gab es im vergan-

genen Jahr bundesweit 430 Fälle von

Kirchenasyl mit 788 Personen, davon

237 Kinder. Das Ziel ist, diese Fälle

rechtlich neu bewerten zu lassen. 

Kritik übte Künkel an den begrenzten

Kapazitäten des Bundesamtes für Mi-

gration und Flüchtlinge. Dieses könne

jährlich nur rund 60.000 Anträge bear-

beiten, während allein in diesem Jahr

rund 400.000 Flüchtlinge erwartet wür-

den. „Mir ist völlig unverständlich,

warum die Bundesregierung hier nicht

nacharbeitet.

Diakonie: Flüchtlingshelfer nicht überfordern

„Die Hilfe für Flüchtlinge ist eine Querschnittsaufgabe, die die ganze Gesellschaft betrifft“, 
sagte Diakonie-Chef Christoph Künkel in seinem Bericht vor der Landessynode. 

Bettina Siegmund und Christian Sürie
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Neue Chancen für Konfirmandenarbeit

Wie können sich Kirchengemeinden auf die zunehmende Zahl der Ganztagsschulen einstellen? 
Dieser Frage ging der Bildungsausschuss nach. Dabei geht es vor allem um die Konfirmandenarbeit.

„Die Ganztagsschule beansprucht zu-

nehmend mehr Nachmittagszeiten, die

bisher den Familien, Vereinen, Musik-

schulen oder der kirchlichen Jugendar-

beit vorbehalten waren“, sagte Rolf

Bade als Ausschussvorsitzender. „Hier-

aus entstehende Konkurrenzen gilt es

für beide Seiten konstruktiv zu wen-

den.“ Weil die Zeit für die Schülerinnen

und Schüler immer knapper werde,

könne es nicht um „Addition“ gehen,

unterstrich Bade: „Der Gedanke der

Äquivalenz muss ganz stark gemacht

werden.“

Kirchengemeinden, Kirchenkreise und

die Evangelische Jugend sollten des-

halb enge Kontakte zu den Schulen in

ihrer Umgebung pflegen und mit ihnen

kooperieren „Unter der Verantwortung

der Kirchengemeinde könnte eine

Phase des Konfirmandenunterrichtes

für Schülerinnen und Schüler in einer

Ganztagsschule erprobt werden.“ Die

Landessynode beschloss unter ande-

rem, das Landeskirchenamt solle Ver-

handlungen mit dem Kultusministerium

aufnehmen mit dem Ziel, dass die Teil-

nahme am Konfirmandenunterricht der

Teilnahme am Ganztagsangebot recht-

lich gleichgestellt wird. „Das wäre ein

echter Durchbruch“, sagte Bade.

Rechtlicher Ausgangspunkt dafür ist

Paragraf 2 des Niedersächsischen 

Bildungsgesetzes, nach dem der Bil-

dungsauftrag der Schule auch auf das

Christentum bezogen ist. 

Ein weiterer Punkt war der Streit um

den vorerst gescheiterten Umzug der

evangelischen „Waldschule“ in Wolfs-

burg. Die Landeskirche hofft nun weiter

auf eine umfassende Sanierung des

jetzigen Schulgebäudes am Wald:

„Damit an einem gut ausgestatteten

Lernort gute Bildung stattfinden kann“,

sagte Bade. Die bisherigen Räume

seien für einen drei- bis vierzügigen 

Betrieb der zweisprachigen Ganztags-

schule mit rund 300 Schülern auf

Dauer nicht geeignet. Es müsse mehr

Klassenräume geben, um nicht zu viele

Interessierte abweisen zu müssen. 

Ganztagsschule ist Herausforderung für Jugendarbeit

Durch den Ausbau der Ganztagsschu-

len sind immer mehr Kinder und Ju-

gendliche bis in den Nachmittag hinein

im Schulalltag gebunden. Das spüren

Kirchengemeinden in ihrem Angebot.

Eine Kooperation mit außerschulischen

Partnern sei von den Schulen ge-

wünscht, hier könne sich auch die

Evangelische Jugend einbringen. Das

machte Oberlandeskirchenrätin Kerstin

Gäfgen-Track in ihrem Bericht deutlich.

Projekte schulkooperativer Arbeit be-

stehen bereits in vielen Kirchenkreisen.

„Die kirchliche Arbeit in der Schule un-

terscheidet sich von der Verbandsar-

beit dadurch, dass wir hier einen

nichtkirchlichen Partner mit im Boot

haben“, sagte Gäfgen-Track in ihrem

Bericht. Dabei behalte der Verband

auch in der Schule seine Eigenständig-

keit. Die Arbeit müsse dort, wo sie gut

laufe, unterstützt werden, sagte der Ju-

genddelegierte Jonas Jakob Drude.

„Aber das darf nicht zu Lasten der Ver-

bandsarbeit gehen.“

Gäfgen-Track machte deutlich, dass

die kirchliche Arbeit in der Schule auch

eine Gratwanderung sei. Einerseits

gehe es nicht um missionarische Ar-

beit, andererseits gehöre der Glaube

für die Mitarbeitenden untrennbar

dazu. Dieses Problem benannte auch

Martin Runnebaum. „Ohne Missions-

gedanken erscheint mir diese Arbeit

ziemlich blutleer. Die evangelische Ju-

gendarbeit lebt auch von der Begeiste-

rung für den Glauben.“ Dies unterstrich

auch die Oberlandeskirchenrätin, ver-

wies aber darauf, man müsse den

Konflikt „sehr sensibel handhaben“.

Die Kooperation sei eine Win-Win-

Situation, sagte Runnebaum: „Die

Schule gewinnt einen starken Partner,

die Kirche wird hier mit Themen kon-

frontiert, mit denen sie sonst oft gar

nicht in Berührung käme.“ 

Die Jugenddelegierten
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Gesetz soll regionale Zusammenarbeit regeln

Der Kirchensenat soll bis zum Herbst 2015 ein Kirchengesetz zur Neuordnung der regionalen 
Zusammenarbeit von Kirchengemeinden vorlegen. Ein Bericht dazu fand viel Anklang.

Oberlandeskirchenrat Rainer Mainusch

skizzierte in seinem Bericht, welche

Formen der Zusammenarbeit es bisher

gibt. Möglich sind die pfarramtliche

Verbindung, die Arbeitsgemeinschaft,

der Kirchengemeindeverband, die zu-

sammengelegte Kirchengemeinde und

die Gesamtkirchengemeinde. 

„Die regionale Zu sammenarbeit von

Kirchengemeinden ist die Normalform

kirchlicher Arbeit“, betonte er. Das neue

Gesetz soll die Möglichkeiten dazu

transparent machen, indem es die ver-

streuten und teils unklaren Regelungen

zusammenfasst. Mainusch sprach von

einem „Baukasten“ verschiedener Ge-

staltungsformen. „Das Aktenstück lädt

Kirchengemeinden ein, sich auf den

Weg zu machen, indem es ihnen nicht

vorgibt, wie sie sich zu organisieren

haben.“ Die Rahmenbedingungen

kirchlicher Arbeit hätten sich gewan-

delt, unter anderem durch den demo-

grafischen Wandel, den wachsenden

Fachkräftemangel und die veränderte

Rolle der Kirche in der Gesellschaft. 

Der Oberlandeskirchenrat zog einen

Vergleich zum Automobilbau: Bis zum

Beginn der 1970er Jahre sei bei Volks-

wagen der Käfer das Erfolgsmodell ge-

wesen. Dann habe Volkswagen wegen

veränderter Bedingungen ein neues

Auto entwickeln müssen. Herausge-

kommen sei der Golf. Aber auch dieser

sei zum Erfolgsmodell geworden. So

verhalte es sich auch bei den einzelnen

Ortsgemeinden und den neuen Model-

len der regionalen Zusammenarbeit.

Das neue Kirchengesetz soll unter an-

derem die Bildung und Erhaltung einer

örtlichen Identität fördern, zwischen

„ortsbezogenem und aufgabenorien-

tiertem Pfarrdienst“ differenzieren und

Grundlagen für die Zusammenfassung

der Stellenanteile von Sekretariats- und

Küsterdienst schaffen. So könnten at-

traktive Arbeitsverhältnisse entstehen.

Die Zusammenarbeit eröffne neue

Räume der Beziehungsarbeit und auch

der Entlastung.

In der Aussprache wies Hans Christian

Brandy auf die theologische Dimension

hin: „Es geht um einen geistlichen 

Prozess.“ Die Frage sei, wie das Wort

Gottes unter den gegenwärtigen Be-

dingungen möglichst effizient weiterge-

geben werden könne. Eckart Richter

sagte: „Wir können uns kirchliche Ar-

beit schon gar nicht mehr ohne regio-

nale Zusammenarbeit vorstellen.“

Fritz Hasselhorn betonte, entscheidend

sei, dass sich Kirchengemeinden frei

für ein Modell entscheiden könnten.

Michael Gierow regte an, qualifizierte

Fortbildungen für Regionaldiakone und

Regionaldiakoninnen zu entwickeln. 

Rainer Mainusch

Insgesamt 76 Jugendliche und junge

Erwachsene kommen zur Herbstta-

gung der Landessynode zu einer Ju-

gendsynode nach Hannover. Sie stehe

unter dem Motto „Kirche lebt vom Eh-

renamt – wovon leben Ehrenamtliche in

der Kirche?“, kündigte Bernd Rossi an.

Das Engagement der Jugendlichen im

Vorfeld sei beeindruckend.

Jugendsynode

Die Themen Sterben und Bestattung

standen im Mittelpunkt eines Zwi-

schenberichtes des Ausschusses für

Theologie und Kirche, den Hanna Löh-

mannsröben als Vorsitzende ein-

brachte. Bei Fragen zum ärztlich

assistierten Suizid oder der wandeln-

den Bestattungskultur gehe es nicht

um fertige Antworten. Vielmehr sollten

aus theologischer Sicht Prüfkriterien

entwickelt werden, so Löhmannsrö-

ben. Diese könnten zu Handlungs-

empfehlungen für andere Aus-

schüsse werden, seien aber noch ver-

tiefend zu bearbeiten. Die Landessy-

node nahm den Bericht zustimmend

zur Kenntnis. Er wird dem Umwelt- und

Bauausschuss zur Verfügung gestellt. 

Ausschuss will über Bestattung beraten
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Das Amt der Superintendentinnen und

Superintendenten hat eine immer grö-

ßere Bedeutung erhalten. Die Frage sei

deshalb, wie es in Zukunft attraktiv ge-

staltet werden könne, sagte Michael

Gierow. Dabei gehe es nicht nur um

Geld, sondern auch um Entlastung und

die Ausstattung der Superintendentur-

büros. Auch Rolf Bade betonte: „Mehr

Besoldung ist eine Wertschätzung,

aber noch keine Entlastung.“ Die Lan-

dessynode will sich im Herbst erneut

mit der Frage beschäftigen. Sie beriet

auch über Änderungen des Kirchenge-

setzes über die Wahl und die Amtszeit

der Superintendenten und Superinten-

dentinnen und bat den Kirchensenat,

dafür einen Entwurf vorzulegen.

Dialog mit Islam bleibt Thema

Der Ausschuss für Mission und Öku-

mene hat sich aufgrund der aktuellen

politischen Ereignisse intensiv mit dem

Islam beschäftigt. Der christlich-musli-

mische Dialog wird nach Auffassung

des Vorsitzenden, Ottomar Fricke, in

den nächsten Jahren ein wichtiges

Thema bleiben. Auf diesem Weg be-

fänden sich eine Menge Herausforde-

rungen. Noch immer gebe es Vorurteile

gegenüber „dem Islam“, die durch Ad-

jektive wie „radikal, gewaltbereit und

gewalttätig“ gekennzeichnet seien.   

Aufgabe der Landeskirche sei es, ei-

gene Positionen für den Dialog zwi-

schen Christen und Muslimen zu

entwickeln. Dabei müsse deutlich wer-

den, was zu einer Vertiefung des Aus-

tauschs führen könne, betonte Fricke.

Dazu gehörten Fragen nach den

Grundlagen für einen Dialog und den

Ansprechpartnern auf muslimischer

Seite. Bis heute gebe es kaum akade-

misch ausgebildete muslimische Theo-

logen in Deutschland. Zudem müsse

klarer werden, welche Initiativen beson-

ders gefördert werden könnten.

Die Mitglieder der Landessynode be-

schlossen, das Thema zunächst feder-

führend im Ausschuss für Mission und

Ökumene sowie im Ausschuss für

Theologie und Kirche zu vertiefen.

Dabei soll ein Bericht mit konkreten

Handlungsmöglichkeiten für einen kon-

struktiven christlich-muslimischen Dia-

log erarbeitet werden, der auch die

theologische Seite beleuchtet. Beiden

Ausschüssen soll die im Juli zu erwar-

tende Handreichung der EKD zu dem

Thema zur Verfügung gestellt werden.  

Der Bericht des Landeskirchenamtes

zur Auswertung und Fortentwicklung

der finanziellen Förderung von Kirchen-

kreisen aus dem Strukturanpassungs-

fonds wurde von Oberlandeskirchenrat

Rainer Mainusch eingebracht. Im Ja-

nuar 2013 ist der Strukturanpassungs-

fonds eingeführt worden. Deutlich ist,

dass bei einer Reduzierung der durch-

schnittlichen landeskirchlichen Einspar-

vorgaben auf insgesamt vier Prozent –

das entspricht einem Prozent pro

Haushaltsjahr – einige Kirchenkreise so

hohe Einsparvorgaben hätten, dass sie

den notwendigen Strukturwandel ohne

zusätzliche finanzielle Unterstützung

nicht gestalten könnten.

Das Landeskirchenamt schlägt einen

Zwei-Stufen-Plan vor: Die erste Stufe

betrifft die Jahre 2017 bis 2022. In der

zweiten Stufe ab 2023 geht es um die

Frage, wie ein ergänzendes System auf

Dauer durch zusätzliche landeskirchli-

che Solidarität ermöglicht werden

kann.

Die erste Stufe besteht aus drei Schrit-

ten: Dem ersten Schritt liegt das 

Berechnungsmodell aus dem Struktur-

anpassungsfonds 3 zugrunde. Im

zweiten Schritt soll sich die Förderung

auf strukturschwache Kirchenkreise

konzentrieren. 

Der dritte Schritt ist eine behutsame

Modifikation der Förderungsbedingun-

gen, um gerade auch Kirchenkreisen in

prekärer finanzieller Lage kreatives

Handeln zu ermöglichen. Die Landes-

synode beschloss, den Bericht dem

Schwerpunkte- und dem Finanzaus-

schuss zu überweisen.

Finanzierung schwacher Kirchenkreise

Dürfen Gleichstellungsbeauftragte zu-

gleich Mitglied der Mitarbeitervertre-

tung sein? Die Landessynode hat die

Entscheidung darüber auf das Frühjahr

2017 vertagt. Sie folgte damit einem

gruppenübergreifenden Antrag von

Rolf Bade. „Die Gleichstellungsbeauf-

tragten müssen sich noch in ihrer Rolle

finden“, sagte er. Weitere Änderungen

des Gleichstellungsgesetzes wurden

jedoch beschlossen. Der Vorsitzende

des Rechtsausschusses, Thomas

Reisner, machte keinen Hehl daraus,

dass er gerne schon jetzt alle Ände-

rungen beschlossen hätte. LKA-Präsi-

dentin Stephanie Springer plädierte für

eine möglichst große Unabhängigkeit

der Gleichstellungsbeauftragten.

Entscheidung

vertagt

Superintendenten

immer wichtiger
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Landesbischof Ralf Meister im Gespräch mit seinen Vorgängern

Abt Horst Hirschler und Altabt Professor Eduard Lohse. Lohse hielt

vor der Landessynode eine Bibelarbeit.

Synodenpräsident Matthias Kannengießer (links) verabschiedet 

Oberlandeskirchenrat Jürgen Drechsler in den Ruhestand.

Cornell Babendererde ist

neue zweite Vizepräsiden-

tin im Präsidium.


